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solchen Fall d�rfte die (asymmetrische) Ber�cksichtigung fi-
nalerBetriebsst�ttenverluste imAns�ssigkeitsmitgliedstaat –
auch unter Verh�ltnism�ßigkeitsgesichtspunkten – ausschei-
den.Ansonstenw�re derAns�ssigkeitsmitgliedstaat �ber den
Wegfall der inl�ndischen Steuer hinaus gezwungen, weitere
Vorteile zu gew�hren, die ihren Ursprung allein im Steuer-
system eines anderenMitgliedstaates haben. Die Steuerauto-
nomie des Ans�ssigkeitsmitgliedstaates wird in der vorge-
nannten Sachverhaltskonstellation unzul�ssig durch dieAus-
�bung der Steuerhoheit eines anderen Mitgliedstaates be-
schr�nkt64 (Betriebsst�ttenstaat), der die ausschließliche
Steuerhoheit �ber die ausl�ndische Betriebsst�tte hat, insbe-
sondere im Zeitraum der Verlustentstehung. Aus den Grund-
freiheiten l�sst sich kein globales unionsrechtliches Leis-
tungsf�higkeitsprinzip ableiten, wonach Aufwendungen und

Verluste zumindest einmal in einem Mitgliedstaat steuerlich
ber�cksichtigtwerdenm�ssen.

L�nderreporte

Dr. Christina Griebeler, M.I.C.L., Rechtsanw�ltin/Advokat (Schweden), und
Philipp Uhl, Rechtsanwalt, beide Frankfurt a.M.

L�nderreport Schweden
I. Rechtspolitischer Hintergrund

Die Auswirkungen des anstehenden Brexit und des amerika-
nischen Handelskriegs, insbesondere mit China, die Heraus-
forderungen der Integration Gefl�chteter – zu Beginn des
Jahres schien es noch so, als w�rden diese Themen auch in
Schweden die politische Agenda 2020 weitgehend beherr-
schen. Nachdem am 31. 1. 2020 der erste Corona-Fall in
Schweden gemeldet wurde, ver�nderte sich jedoch auch im
schwedischen K�nigreich die politische Agenda entspre-
chend drastisch. Das Virus und seine Folgen bestimmen die
Diskussionen und Entscheidungen in Politik, Wirtschaft und
Gesellschaft und die aktuelle, außergew�hnliche Situation
pr�gt das Stimmungsbild und hinterl�sst deutliche Spuren.
Lag der BNE-Gap, die Differenz zwischen potentiellem und
tats�chlichem Bruttonationaleinkommen in Schweden 2019
noch bei +1,3, so steht er f�r 2020 inzwischen bei –6,3. Die
Arbeitslosenquote, die seit 2010 beinahe kontinuierlich sank
und 2019 noch bei 6,77% lag, stieg im Juli 2020 auf 9,4%
und war damit die vierth�chste Arbeitslosenquote in der EU,
direkt nach Griechenland, Spanien und Italien. Im Durch-
schnitt lag die Arbeitslosenquote in der EU (ohne Großbri-
tannien) im Juli bei 7,2%.

Auch die schwedische Krone, die ohnehin seit Jahren auf
Talfahrt war, ist weiterhin schwach: Derzeit erh�lt man f�r
1 Euro etwa 10,50 Kronen (SEK). Vor diesem Hintergrund
entsprechend besorgt �ußerte sich bereits im Fr�hling Carl
Eckerdal, Chef�konom von Livsmedelsf�retagen, dem
schwedischen Verband der Lebensmittelindustrie, als er
meinte, Schweden sei ein f�hrendes Industrieland mit einer
W�hrung, die niemanden interessiere – mit Folgeeffekten:

Zwar wolle niemand, dass sich Schweden zu einem „Dis-
counter-Land“ entwickle; es gebe aber derzeit keinen Anlass
mehr f�r schwedische Unternehmen, sich anzustrengen, in-
novative Produkte zu entwickeln. Dadurch wanderten Ta-
lente heute ins Ausland ab, anstatt nach Schweden zu kom-
men, so Eckerdal. Dies ist keine attraktive Perspektive f�r
das Land im Norden.

Neben dem wirtschaftlichen Abschwung, der von der Coro-
nakrise noch beschleunigt wurde, zeigt sich Schweden auch
politisch und gesellschaftlich eher instabil. Minderheitsre-
gierungen haben in Schweden mittlerweile zwar Tradition
(seit 1970 gab es nur 8 Jahre lang eine Regierung mit Koali-
tionsmehrheit im Parlament), doch die im Januar 2019 ge-
startete zweite Regierungsphase von Stefan L�fven ist ein
Extrembeispiel, welches das ohnehin wacklige Konstrukt
der Minderheitsregierung auf ein neues Niveau hebt. Mit
nur knapp 33% der Stimmen (116 von 349 Sitzen) im
Reichstag (Riksdagen), dem schwedischen Parlament, be-
gann die rot-gr�ne Koalition als eine der schw�chsten Min-
derheitsregierungen der schwedischen Geschichte. Sie ist
nicht nur auf die Billigung, sondern auf tats�chliche Unter-
st�tzung der �brigen Parteien angewiesen. Derartige Kon-
stellationen verlangen eigentlich nach einem starken, pr�-
senten Staatschef, der die politischen Kr�fte zu b�ndeln und
zu einigen weiß. Umso erstaunlicher war es, dass Minister-
pr�sident L�fven w�hrend der Coronakrise von Beginn an so
gut wie gar nicht in Erscheinung trat. Eine Rede hielt er zu
Beginn der Krise im M�rz, aber ansonsten �berließen er und
Sozialministerin Lena Hallengren das gesundheitliche Kri-
senmanagement scheinbar ganz �berwiegend dem dadurch
�ber die Landesgrenzen hinaus bekannt gewordenen Staats-

Thomas Kollruss

Der Autor ist in der nationalen und internationalen Steuerbera-
tung, auf dem Gebiet des Steuerrechts, Unternehmenssteuer-
rechts und der betriebswirtschaftlichen Steuerlehre t�tig.

64 Beim gegenw�rtigen Stand des Gemeinschaftsrechts. De lege ferenda
w�rde sich die Problematik der asymmetrischen Aufteilung bzw. Frag-
mentierung von Verlusten und auch Gewinnen auf die Mitgliedstaaten
unter einem harmonisierten Binnenmarktsteuerrecht mit einer gemein-
samen konsolidierten Steuerbemessungsgrundlage in der EU grunds�tz-
lich nicht stellen. Insofern w�rde der Besteuerung nach der wirtschaft-
lichen Leistungsf�higkeit (besser) entsprochen werden.
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epidemiologen Anders Tegnell. W�hrend im �brigen Europa
das �ffentliche Leben seit dem F�hjahr, wenn �berhaupt,
dann nur auf Sparflamme stattfindet und Alltagsmasken
zum allgemeinen Erscheinungsbild geh�ren, setzt die
schwedische Beh�rde f�r �ffentliche Gesundheit (Folkh�l-
somyndigheten) gr�ßtenteils auf den gesunden Menschen-
verstand der B�rger und gibt lediglich Empfehlungen zur
freiwilligen Beachtung von Hygiene- und Abstandsregeln.
Restriktionen gibt es nur in Form von Vorgaben zu Mindest-
abst�nden f�r die Tische in der Gastronomie, einer H�chst-
anzahl von 50 Teilnehmern f�r Versammlungen und einem
Besuchsverbot in Alten- und Pflegeheimen. Diesen insbe-
sondere im Ausland viel diskutierten schwedischen Sonder-
weg zur Bew�ltigung der Corona-Pandemie begr�ndet Teg-
nell auch damit, dass die schwedische Wirtschaft in der Co-
rona-Krise nicht weiter geschw�cht werden d�rfe. Damit
erntet sein Vorgehen aufgrund der hohen Sterberate (in
Schweden sind bisher mehr als 5800 Menschen gestorben,
die mit COVID-19 infiziert waren – in Deutschland sind es
mit ca. 9300 Menschen bei etwa acht Mal mehr Einwohnern
weniger als doppelt so viele) inzwischen aber auch in
Schweden selbst zunehmend Kritik: Die Menschen, insbe-
sondere die Senioren, bezahlten mit ihrem Leben daf�r, dass
die schwedische Wirtschaft in der Corona-Krise unterst�tzt
werde. In der Tat ging das Bruttoinlandsprodukt in Schwe-
den in diesem Jahr bisher nur um 8,3% im Vergleich zu
2019 zur�ck, w�hrend es in den L�ndern der Euro-Zone im
Schnitt um 15% zur�ckging. Dazu beigetragen hat neben
den fehlenden Restriktionen wom�glich auch das wirt-
schaftliche Corona-Maßnahmenpaket der Regierung (siehe
dazu auch weiter unten unter II. 8.), f�r das bislang direkte
Mittel in H�he von knapp SEK 200 Mrd. bereitgestellt wur-
den, nebst Garantien und Liquidit�tsversicherungen in H�he
von weiteren insgesamt SEK 585 Mrd. Insofern hat die Co-
ronakrise zumindest eines gezeigt: Wenn es darauf an-
kommt, dann funktioniert auch die Minderheitsregierung.

Inwiefern Schweden diesen Trend im Alleingang aufrecht
erhalten kann, bleibt abzuwarten. Denn als Exportland ist
Schweden davon abh�ngig, dass es auch den anderen L�n-
dern wirtschaftlich gut geht.

Ein weiterer Faktor, der die schwedische Wirtschaft zuneh-
mend beeinflusst, sind die Folgen der schwedischen Migra-
tionspolitik. Galt Schweden stets als fortschrittlich und
auch in Migrationsfragen rational aufgeschlossen, so wer-
den diese Grunds�tze gerade ersch�ttert. War es vor eini-
gen Jahren noch unvorstellbar, dass eine linksorientierte
Regierung in Schweden beim Thema Migration nicht mit
gutem Beispiel vorangeht, so hat der Brand im griechi-
schen Fl�chtlingslager in Moria im September 2020 ge-
zeigt, dass diese Zeiten vorbei sind. W�hrend die nordis-
chen Nachbarl�nder Norwegen und Finnland gleich Bereit-
schaft zur Aufnahme obdachlos gewordener Fl�chtlinge
aus dem abgebrannten Lager signalisierten, duckte sich die
schwedische Regierung geradezu weg und verwies auf die
Verantwortlichkeit der EU. W�hrend der Hochphase im
Jahr 2015 nahm Schweden 163000 Gefl�chtete auf. Kurz
darauf wurden das Zuwanderungsrecht �bergangsweise ge-
�ndert und die Voraussetzungen deutlich versch�rft. Als
L�fven 2014 antrat, hatte Schweden 12% aller Asylsuchen-
den in Europa aufgenommen. Mittlerweile sind es nur
noch 3%. Eine Einwanderung in der Gr�ßenordnung von
2015 hat das Integrationsverm�gen Schwedens gesprengt.
Die Folgen sind inzwischen un�bersehbar. Um die Jahrtau-
sendwende gab es in den Großst�dten einzelne Ghettos,

mittlerweile sind nicht mehr nur diese Vororte, sondern
auch weitere schwedische St�dte und Stadtteile zum
Schauplatz organisierter Bandenkriminalit�t geworden. Po-
lizei und Politik scheinen rat- und machtlos zuzuschauen.
Besonders laut wurde es im August um eine Zw�lfj�hrige,
die zuf�llig in einen Schusswechsel geriet und starb, als sie
ihren Hund ausf�hrte. Schießereien, Explosionen und all-
t�gliche Gewalt haben zur Folge, dass die betroffenen Ge-
biete ihre Attraktivit�t als Wohngebiete verlieren und die
Immobilienpreise entsprechend sinken. Bereits im Sommer
2019 wurde ein parlamentarischer Ausschuss eingesetzt
und beauftragt, Empfehlungen f�r eine nachhaltige Migra-
tionspolitik Schwedens zu erarbeiten. Auf dieser Basis, so
der Plan, sollte ein neues Einwanderungsgesetz das 2016
beschlossene �bergangsgesetz abl�sen. Nach �ber einem
Jahr drohten im Sommer 2020, in dem ansonsten �berall
die Auswirkungen der Corona-Pandemie die politischen
Debatten bestimmten, die Meinungsverschiedenheiten zwi-
schen den verschiedenen Parteivertretern im schwedischen
Migrationsausschuss beinahe die Regierung zu sprengen.
Im September legte der Ausschuss nun schließlich nach
langen Verhandlungen seinen Abschlussbericht vor, dem
sieben Vorbehalte und acht abweichende Meinungen bei-
gef�gt waren. U.a. enth�lt der Bericht den Vorschlag, dass
ein dauerhaftes Bleiberecht grunds�tzlich fr�hestens nach
drei Jahren und nur unter bestimmten Voraussetzungen ge-
w�hrt werden kann, z.B. wenn ausreichende schwedische
Sprachkenntnisse vorhanden sind und man sich selbst ver-
sorgen kann. Auch der Angeh�rigennachzug soll nach der
Empfehlung des Ausschusses an die Voraussetzung ge-
kn�pft werden, dass die Versorgung gew�hrleistet ist. Zu-
gleich sieht der im September vorgelegte gemeinsame
Haushaltsvorschlag der Regierung, der Zentrumspartei
(Centerpartiet) und der Liberalen (Liberalerna) f�r 2021
„Maßnahmen f�r ein sichereres Schweden“ vor, die u.a.
eine finanzielle und personelle St�rkung der Polizei und
anderen Strafverfolgungsbeh�rden, der Migrationsgerichte,
der Rechtsmedizin und speziell auch der Polizeiarbeit um-
fassen, die die sog. Aussteiger betrifft. Ob dadurch die in-
zwischen gut etablierte organisierte Bandenkriminalit�t in
Schweden tats�chlich in ihre Schranken verwiesen und die
Folgen auch f�r die Wirtschaft abgemildert werden k�n-
nen, wird sich zeigen.

II. Entwicklungen in einzelnen Rechtsgebieten
von Oktober 2019 bis September 2020

1. Arbeitsrecht

In Schweden gilt ein flexibles Renteneintrittsmodell mit ver-
schiedenen Altersgrenzen, die zum 1. 1. 2020 angepasst
wurden. Seit dem Jahresbeginn k�nnen Arbeitnehmer mit
62 (bisher: 61) Jahren in Rente gehen und Zahlungen aus der
allgemeinen Rentenkasse beziehen. Das Arbeitsverh�ltnis
endet jedoch nicht automatisch bei Erreichen dieser Alters-
grenze. F�r den Arbeitgeber besteht auch keine M�glich-
keit, das Arbeitsverh�ltnis allein wegen Erreichens dieser
Rentenaltersgrenze ohne Vorliegen eines sonstigen sachli-
chen Grundes zu k�ndigen. Vielmehr k�nnen Arbeitnehmer
bis zum Alter von 68 (bisher: 67) Jahren selbst entscheiden,
ob und wann sie in Rente gehen; es besteht insofern eine
Phase des K�ndigungsschutzes, der in Schweden Anstel-
lungsschutz (anst�llningsskydd) genannt wird. Doch auch
mit Erreichen der oberen Altersgrenze erfolgt nicht in jedem
Fall automatisch der Eintritt in den Ruhestand. Vielmehr
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setzte dies bisher auch nach Erreichen der oberen Alters-
grenze eine gesonderte schriftliche K�ndigung voraus. Das
zwingende Erfordernis der gesonderten schriftlichen K�ndi-
gung ist mit der Gesetzes�nderung zum 1. 1. 2020 entfallen,
so dass nun auch Vertragsmodelle wie in Deutschland m�g-
lich sind, die ein automatisches Ausscheiden ab einer festge-
legten Altersgrenze vorsehen.

Seit dem 30. 6. 2020 gelten neue Regeln im Arbeitnehmer-
entsendegesetz (lag (1999:678) om utstationering av ar-
betstagare) und im Arbeitnehmer�berlassungsgesetz (lag
(2012:854) om uthyrning av arbetstagare), die mehr Gleich-
behandlung und einen st�rkeren Schutz der Arbeitnehmer
gew�hrleisten sollen. So wurden die M�glichkeiten, Ar-
beitsbedingungen tariflich zu regeln und notfalls auch per
Streik durchzusetzen, erweitert. So ist z.B. die per Streik er-
zwingbare Verg�tung eines nach Schweden entsandten Ar-
beitnehmers nicht l�nger auf denMindestlohn beschr�nkt.

2. Steuerrecht

Die EU-Richtlinie zur Bek�mpfung der Steuervermeidung
wurde in Schweden durch einige Gesetzes�nderungen, die
zum 1. 1. 2020 in Kraft traten, umgesetzt. Die neuen Rege-
lungen, unter anderem im Einkommensteuergesetz (in-
komstskattelagen (1999:1229)) zielen vor allem darauf ab,
dass außerhalb Schwedens generierte Zinsertr�ge korrekt
besteuert werden und haben das Ziel, eventuelle L�cken
zwischen den verschiedenen nationalen Steuergesetzen in-
nerhalb der EU zu schließen.

Vor dem Hintergrund der ge�nderten Bestimmungen der
EU-Amtshilferichtlinie 2011/16/EU bez�glich des ver-
pflichtenden automatischen Informationsaustauschs im Be-
reich der Besteuerung �ber meldepflichtige grenz�ber-
schreitende Modelle (DAC-6) sind Angeh�rige beratender
Berufe (r�dgivare), die an grenz�berschreitenden Steuer-
sparmodellen ihrer Klienten mitwirken und Teil einer Bran-
chen- oder Berufsorganisation sind, seit dem 1. 7. 2020 ver-
pflichtet, zur Vermeidung von Steuerhinterziehung in be-
stimmten F�llen Informationen an die Finanzbeh�rde (Skat-
teverket) zu melden. Diese Pflicht trifft z.B. schwedische
Rechtsanw�lte, aber auch andere entsprechend t�tige Bera-
ter (in Schweden gibt es keine eigene, gesondert regulierte
Berufsgruppe wie die der Steuerberater in Deutschland).
Die Einzelheiten sind in dem neuen Gesetz f�r berichts-
pflichtige Modelle (lag (2020:434) om rapporteringsplikti-
ga arrangemang) festgelegt.

Bis zum 31. 12. 2019 galt die Genehmigung der Europ�-
ischen Kommission f�r den Investitionsabzug (Investera-
ravdrag), der eine steuerliche F�rderung bestimmter Inves-
titionen erm�glichte. Zwar wurde eine erneute Genehmi-
gung beantragt, jedoch bisher nicht bewilligt, so dass eine
Gesetzes�nderung n�tig war, um den Investitionsabzug an
die allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung (allm�nna
gruppundantagsf�rordningen) anzupassen. Durch die all-
gemeine Gruppenfreistellungsverordnung kann der Staat
gewisse Ausgaben, etwa f�r den Breitbandausbau, die Kul-
tur oder den Ausbau von Flugpl�tzen f�rdern. Die mit Wir-
kung zum 1. 8. 2020 erfolgten �nderungen beinhalten u.a.
eine Begrenzung der f�rderf�higen Unternehmen auf sol-
che, die nicht l�nger als sieben Jahre am Markt sind und
nicht an der B�rse oder einem anderen multilateralen Han-
delssystem gelistet sind. Auch sind Unternehmen, die sich
in wirtschaftlichen Schwierigkeiten befinden, nun nicht
mehr f�rderf�hig.

3. Bankrecht

Schweden gilt bereits seit einigen Jahren als Vorreiter in Sa-
chen bargeldlose Gesellschaft. Bereits 2005 hat der damali-
ge schwedische Finanzminister Sven-Erik �sterberg die Ab-
kehr vom Bargeld in Aussicht gestellt. Laut einer Studie aus
dem Jahr 2013 von Niklas Arvidsson, Professor am Center
of Banking and Finance der K�niglichen Technischen Hoch-
schule Stockholm (Kungliga Tekniska H�gskolan) glaubten
schon vor sieben Jahren mehr als Zweidrittel der schwedi-
schen Wirtschaftsakteure, bis 2030 komplett auf Bargeld
verzichten zu k�nnen. Vor diesem Hintergrund �berrascht
die �nderung des schwedischen Zahlungsdienstegesetzes
(lag (2010:751) om betaltj�nster) zur Sicherstellung der
Versorgung der Bev�lkerung mit Bargeld beinahe. So wird
Banken in Schweden seit dem 1. 1. 2020 auferlegt, dass sie
fl�chendeckend einen gewissen Bargeldvorrat bereitzustel-
len haben. H�chstens 0,3% der Bev�lkerung darf weiter als
25 km von einer Bargeldstelle (kontantuttagplats) entfernt
sein. Zur Umsetzung bleibt indes noch ein Jahr Zeit: Erst ab
2021 sollen Verst�ße sanktioniert werden.

4. Verbraucherschutz

Der Online-Handel erlangt auch in Schweden immer noch
gr�ßere Bedeutung – nicht erst seit Corona w�chst der
Marktanteil gegen�ber dem station�ren Handel stetig. Um
den Verbraucherschutz auch in diesem Bereich weiter zu
st�rken, wurde zum 1. 7. 2020 das schwedische Zahlungs-
dienstegesetz (lag (2010:751) om betaltj�nster) ge�ndert.
Sofern im Rahmen eines Online-Kaufs verschiedene Zah-
lungsmethoden zur Auswahl stehen, darf dem Verbraucher
nicht als erstes eine Zahlungsmethode mittels Kreditaufnah-
me angeboten werden. Auch darf eine solche Option nicht
vorausgew�hlt sein. Bisher war der Bezahlvorgang in
schwedischen Online-Shops oft so ausgestaltet, dass der
Verbraucher aktiv nach einer Direktzahlungsm�glichkeit su-
chen musste. Finanzmarkt- und Verbraucherminister Per
Bolund schuf die neue Regelung, da nach seiner Ansicht die
Aufnahme eines Kredites immer eine bewusste Entschei-
dung des Verbrauchers sein sollte und kein voreingestellter
Standard.

5. Gesellschaftsrecht

Das schwedische Gesellschaftsrecht unterscheidet zwischen
privaten Aktiengesellschaften (privat aktiebolag) und �f-
fentlichen Aktiengesellschaften (publikt aktiebolag). Nur
die �ffentliche Aktiengesellschaft kann an der B�rse notiert
werden und sich entsprechend �ffentlich finanzieren. Die
private Aktiengesellschaft ist mit der deutschen GmbH ver-
gleichbar. Als einzige Gesellschaftsform Schwedens hat die
Aktiengesellschaft (aktiebolag oder kurz AB) – privat wie
�ffentlich – eine eigene Rechtspers�nlichkeit und damit
auch eine auf das Gesellschaftsverm�gen beschr�nkte Haf-
tung. Nicht zuletzt aus diesem Grund ist die AB in Schwe-
den – wie die GmbH in Deutschland – die am h�ufigsten ge-
w�hlte Gesellschaftsform. Doch das war nicht immer so:
Waren zu Beginn des Jahrhunderts nach Angaben des
schwedischen Firmenregisteramtes (Bolagsverket) nur etwa
30% aller Gesellschaften in der Rechtsform einer AB ge-
gr�ndet worden, hat sich der Anteil auf mittlerweile �ber
60% mehr als verdoppelt, nachdem im Jahr 2010 das Min-
deststammkapital f�r private Aktiengesellschaften von SEK
100000 auf SEK 50000 herabgesetzt wurde. Nun wurde das
erforderliche Mindeststammkapital erneut halbiert. Seit
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dem 1. 1. 2020 ben�tigt, wer eine private AB gr�nden will,
hierf�r nur noch SEK 25000 (entspricht aktuell ca. EUR
2300). Mit dieser Maßnahme soll die AB f�r Start-ups und
kleine Unternehmen noch zug�nglicher werden. Die Idee
scheint bereits zu fruchten: Seit dem Jahr 2000 stieg der An-
teil stetig um etwa 2%–3% pro Jahr. Nur 2010 und 2011 gab
es durch die erste �nderung einen sprunghaften Anstieg um
je fast 10%. Eine �hnliche Entwicklung zeichnet sich auch
diesmal ab: Bisher gab es im Jahr 2020 schon einen sprung-
haften Anstieg des Anteils der Aktiengesellschaften an allen
Neugr�ndungen von 70% auf 76%.

Auch f�r die �ffentliche Aktiengesellschaft gab es in die-
sem Jahr Erleichterungen. Seit dem 3. 9. 2020 ist die
Richtlinie 2007/36/EG des europ�ischen Parlaments und
des Rates vom 11. 7. 2007 �ber die Aus�bung bestimmter
Rechte von Aktion�ren in b�rsennotierten Gesellschaften
im schwedischen Aktiengesellschaftsgesetz (aktiebolags-
lag (2005:551), ABL) umgesetzt. Die Person des „Inter-
medi�r“ ist im Gesetz definiert. Vereinfacht gesagt, ist
derjenige ein Intermedi�r, der Aktien oder Wertpapierkon-
ten verwaltet. Durch die Gesetzes�nderung werden dem
Intermedi�r nunmehr erweiterte Pflichten auferlegt, die
die Kommunikation zwischen der Gesellschaft und ihren
Aktion�ren verbessern soll. U.a. sollen die �nderungen
den Effekt haben, dass Gesellschaften ihre Aktion�re ein-
facher identifizieren und Aktion�re ihre Rechte einfacher
durchsetzen k�nnen. Außerdem umfassen die mit der
Richtlinienumsetzung in das ABL eingef�hrten �nderun-
gen eine St�rkung der Handlungsf�higkeit von Konzern-
unternehmen. Nachdem die sog. „Leo-Aff�re“ in den
1980er Jahren zu einer Versch�rfung der Zustimmungs-
vorbehalte im Konzern, gerade auch im Zusammenhang
mit der Neuemission von Aktien, gef�hrt hat, wurden mit
den jetzt neu eingef�hrten Regelungen Ausnahmen von
diesen sog. „Leo-Regeln“ f�r die Neuemission von Aktien
innerhalb des Konzerns im Zuge einer Umstrukturierung
geschaffen. Demnach ben�tigt eine Tochtergesellschaft
nun nicht mehr f�r jede Neuemission von Aktien die Zu-
stimmung der Gesellschafterversammlung der Mutterge-
sellschaft.

6. Strafrecht

W�hrend in Deutschland seit Jahren �ber die Einf�hrung ei-
nes Unternehmensstrafrechts diskutiert wird, hat der schwe-
dische Gesetzgeber zum 1. 1. 2020 versch�rfte Sanktionen
f�r Unternehmen beschlossen und das Strafgesetzbuch
(Brottsbalken (1962:700)) entsprechend angepasst. Mit der
Gesetzes�nderung sollte sichergestellt werden, dass die
schwedischen Regeln im Bereich des Unternehmensstra-
frechts effektiv, zielf�hrend und modern sowie an Schwe-
dens EU-rechtliche und internationale Verpflichtungen an-
gepasst sind. U.a. wurde der Anwendungsbereich f�r Unter-
nehmensstrafgelder (f�retagsbot) ausgeweitet, und die Ein-
beziehung von Strafen bzw. Unternehmensstrafgeldern
(sanktionskumulation) soll vornehmlich bei der Festsetzung
des Unternehmensstrafgeldes erfolgen. Bei großen Unter-
nehmen und einem besonders schweren Verstoß soll die fi-
nanzielle Lage des Unternehmens st�rker als bisher ber�ck-
sichtigt werden, wenn die H�he der Sanktion bestimmt wird.
Außerdem wurde die Zust�ndigkeit der schwedischen Ge-
richte f�r außerhalb Schwedens begangene F�lle der Beste-
chung ausgeweitet, und Unternehmensstrafgelder sollen
nunmehr verst�rkt im schriftlichen Strafbefehlsverfahren
(straff�rel�ggande) festgesetzt werden.

7. Digitalisierung

Auch im Bereich Digitalisierung geht Schweden weiter
voran. Mit dem Beitritt Schwedens zu einem Zusatzproto-
koll �ber elektronische Frachtbriefe zur sog. CMR-Kon-
vention (Internationale Vereinbarung �ber Bef�rderungs-
vertr�ge auf Straßen) musste dies auch gesetzgeberisch
umgesetzt werden. Seit dem 7. 6. 2020 wurde auch im In-
landsverkehr der analoge Frachtbrief gegen eine digitale
Version ausgetauscht. Dies soll nicht nur die Unterneh-
men bei der B�rokratie, sondern auch die Beh�rden bei
der Aufsicht entlasten.

Auch der Breitbandausbau wird in Schweden unvermindert
mit Hochdruck betrieben, obwohl bereits seit Mai dieses
Jahres auch das erste �ffentlich zug�ngliche 5G-Netz in
Schweden startete. Die fl�chendeckende Glasfaserversor-
gung ist dadurch jedoch auf der Priorit�tenliste der Regie-
rung nicht nach unten gerutscht. So soll nun durch die neue
Verordnung zur Unterst�tzung des Ausbaus der Breitbandin-
frastruktur (f�rordning (2020:266) om statligt st�d f�r ut-
byggnad av bredbandsinfrastruktur) der Breitbandausbau in
den Regionen Schwedens gef�rdert werden, in denen hierzu
wirtschaftlich bisher kein Anreiz bestand. Hierf�r hat die
Regierung SEK 650 Mio. f�r die n�chsten drei Jahre bereit-
gestellt.

8. Corona

Schweden mag beim Thema Corona hinsichtlich der Ein-
schr�nkungen einen eigenen Weg gegangen sein, bei den
Corona-Hilfen zur Abmilderung der Folgen der Pandemie
f�r die Wirtschaft wurden jedoch �berwiegend �hnliche
Maßnahmen eingesetzt wie in Deutschland und anderen
EU-L�ndern.

Auch der schwedische Gesetzgeber hat erkannt, dass ange-
sichts der Corona-Pandemie eine Alternative zur physischen
Hauptversammlung von (Aktien-)Gesellschaften geschaffen
werden musste. Um die Handlungsf�higkeit der Unterneh-
men zu gew�hrleisten, gilt daher zun�chst bis zum 31. 12.
2020 eine vor�bergehendeAusnahmeregelung, die es schwe-
dischen Aktiengesellschaften erlaubt, ihre Hauptversamm-
lung auch dann digital abzuhalten, wenn die Satzung dies
nicht vorsieht.

W�hrend die Kurzarbeit in Deutschland bereits seit Be-
ginn des 20. Jahrhunderts ein bew�hrtes Instrument ist,
um die Auswirkungen wirtschaftlicher Krisen auf Unter-
nehmen aufzufangen, wurde das Modell der Kurzarbeit
in Schweden erstmals w�hrend der Corona-Krise vom
Gesetzgeber in praktisch nutzbarer Weise umgesetzt.
Zwar war bereits 2013, und zwar nach der Finanzkrise
2008/2009, w�hrend der viele schwedische Unternehmen
Personal wegen Arbeitsmangels entlassen mussten, erst-
mals eine Gesetzesgrundlage vorgelegt worden. Jedoch
kam dieses Gesetz zur Beihilfe bei Kurzarbeit (lag
(2013:948) om st�d vid korttildsarbete) in der Praxis nie
zur Anwendung, da der erforderliche „Aktivierungsbe-
schluss“ der Regierung ausblieb. Im Zusammenhang mit
der Corona-Pandemie wurde das Gesetz kurzfristig um-
fassend �berarbeitet, so dass nunmehr auch schwedische
Unternehmen Kurzarbeit einf�hren konnten, statt be-
triebsbedingte K�ndigungen aussprechen zu m�ssen (da-
zu ausf. Kurz/Hertz, RIW 2020, 592). Das Corona-Kurz-
arbeitergeld kann in Schweden bis zum Jahresende 2020
beantragt werden. Eine eventuelle Verl�ngerung �ber den
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Jahreswechsel 2020/21 hinaus wird derzeit noch disku-
tiert.

In Schweden gibt es grunds�tzlich zwei Wochen arbeitge-
berseitige Lohnfortzahlung im Krankheitsfall; sp�testens
ab dem 15. Tag springt die nationale Sozialversicherungs-
kasse (F�rs�kringskassan) ein und zahlt auf Antrag Kran-
kengeld aus. Bis zum 31. 12. 2020 muss dem Antrag auf
Krankengeld bei der Sozialversicherungskasse grunds�tz-
lich erst ab dem 22. Krankheitstag ein �rztliches Attest
beigef�gt werden.

Auch im Steuerrecht gibt es Corona-bedingte Erleichterun-
gen: Um die Verbreitung des Virus einzud�mmen, nutzen
Arbeitnehmer vermehrt das eigene Auto f�r denWeg zur Ar-
beit. Das Bereitstellen eines Parkplatzes durch den Arbeit-
geber wird vor diesem Hintergrund (vor�bergehend bis zum
31. 12. 2020) nicht als geldwerter Vorteil betrachtet und ist
damit steuerfrei. Gleiches gilt f�r sonstige Zuwendungen,
wie etwa Weihnachtsgeschenke, sofern die Leistung einen
Wert von SEK 1000 pro Arbeitnehmer nicht �bersteigt und
nicht bar ausgezahlt wird.

Um die Markteinf�hrung und Zurverf�gungstellung medizi-
nischer Produkte zu beschleunigen, die im Kampf gegen das
Corona-Virus ben�tigt werden, gelten seit dem 7. 4. bzw.
26. 5. 2020 ge�nderte Regelungen f�r Biozide und chemi-
sche sowie f�r medizintechnische Produkte. So m�ssen die-
sen Produkten (dazu z�hlen z.B. auch Desinfektionsmittel
oder Masken) vor�bergehend nicht zwingend Produktinfor-
mationen in schwedischer Sprache beigef�gt sein.

Wie unterschiedlich die Auswirkungen der Corona-Pande-
mie im Einzelnen in den verschiedenen L�ndern dann
doch sind, wird an den bis zum 31. 12. 2020 geltenden,
tempor�ren �nderungen des schwedischen Treibstoffge-
setzes (lag (2011:319) om �ndring i drivsmedelslagen)
deutlich. Als skandinavisches Land im Norden Europas
hat Schweden im Winter mit anderen Temperaturen zu
k�mpfen als s�dlichere L�nder. Um dieser geografischen
Herausforderung auch im motorbetriebenen Verkehr zu
begegnen, gibt es in Schweden unterschiedliche Treib-
stoffarten f�r die Sommer- und Wintersaison. W�hrend
der Coronakrise im Fr�hjahr dieses Jahres bewegten sich
die Menschen weniger im Land, so dass große Teile des
Vorrats an Wintertreibstoff mangels Nachfrage nicht ver-
kauft werden konnten. Um einen Abverkauf dieses Be-
stands zu erm�glichen, wurde der Beginn der Sommersai-
son, die in S�d- und Mittelschweden normalerweise am
1. 5. und in Nordschweden am 16. 5. beginnt, in diesem
Jahr auf den 1. 6. verschoben.

III. Wirtschaftliche Bewertung und Ausblick

In Zeiten von Corona sind die wenigsten Zukunftsprognosen
tats�chlich belastbar. Dennoch musste die schwedische Re-
gierung um Stefan L�fven gerade einen solchen, m�glichst
realistischen Blick in die Zukunft versuchen, als sie ihren
Haushaltsentwurf f�r das kommende Jahr 2021 vorlegte. Da
Schweden mit gerade einmal 36% im 1. Quartal 2020 unter
den zehn (Rang 7) europ�ischen Staaten mit der geringsten
Staatsverschuldung im Verh�ltnis zum Bruttoinlandspro-
dukt stand, sieht die Regierung ihr Land insgesamt – auch in
Zeiten von Corona – wirtschaftlich gut aufgestellt (als Ver-
gleich belegt Deutschland mit 61% Rang 15). Dies spiegelt
sich entsprechend im Haushaltsentwurf wieder (vgl. dazu
die Ausf�hrungen oben unter I. [am Ende]), trotz der f�r den

weiteren Verlauf des Jahres 2020 wohl zu erwartenden Ne-
gativentwicklung der �ffentlichen Finanzen aufgrund der
enormen Staatsausgaben f�r Corona-Hilfen und der zu-
gleich schwachen Konjunkturlage.

So ist vorgesehen, dass Unternehmen, die ihr Inventar im
Jahr 2021 modernisieren wollen, von einem tempor�ren
Steuervorteil durch Abz�ge bei der Einkommensteuer in
H�he von 3,9% des Anschaffungswertes profitieren k�n-
nen. Gleichzeitig h�lt die Regierung an ihrem umstritte-
nen Vorhaben fest, den Finanzsektor durch Einf�hrung ei-
ner Finanztransaktionssteuer (finansskatt) (allerdings erst
ab 2022) h�her zu besteuern. Dadurch verspricht sich der
Fiskus Mehreinnahmen von SEK 5 bzw. 6 Mrd. in den
Jahren 2022 und 2023. Weitere Mehreinnahmen wird die
geplante Erh�hung der Energiesteuer f�r Unternehmen
um 20% pro Kilowattstunde mit sich bringen. Neben dem
erstrebten Anreiz zur Nutzung sauberer Energie d�rfte
diesen Effekt auch die in zwei Stufen geplante Abschaf-
fung der Erm�ßigung der Brennstoffsteuer in der Industrie
bis 2022 haben.

Sowohl bereits erfolgte als auch konkret geplante Geset-
zes�nderungen und Reformen sind �berwiegend Teil der
Umsetzung des 73-Punkte-Programms (73-punktsprogram-
met), das die Grundlage des nach der Wahl 2018 zwi-
schen Sozialdemokraten (Socialdemokraterna), Gr�nen
(Milj�partiet), Zentrumspartei (Centerpartiet) und Libera-
len (Liberalerna) geschlossenen sog. Januar-Vertrags vom
11. 1. 2019 (januariavtalet) bildet. Der damalige Zusam-
menschluss geschah vor allem, um den politischen Ein-
fluss der rechtspopulistischen Schwedendemokraten (Sve-
rigedemokraterna) zu minimieren. Als der Vertrag ge-
schlossen wurde, rechneten 50% der schwedischen W�h-
ler damit, dass er nicht bis zur n�chsten Wahl halten w�r-
de. Mitte September 2020 gingen nur noch 30% davon
aus, dass die vier Parteien vorzeitig auseinanderbrechen
k�nnten. Dies d�rfte vor allem daran liegen, dass die Ko-
alition mittlerweile einige politische Krisen gemeistert
hat.

Per Bolund, der neue Co-Vorsitzende der Gr�nen hat in ei-
nem Interview j�ngst best�tigt, das Regierungsb�ndnis auch
nach 2022 fortsetzen zu wollen. Eine Portion Optimismus
kann die schwedische Regierung derzeit allemal gebrau-
chen.
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